
Beschluß über die Zulassung oder Ablehnung der Mitwirkung eines 
gesellschaftlichen Anklägers oder Verteidigers kommt die Verant­
wortung des Gerichts für die Durchführung einer wirksamen Haupt­
verhandlung und die sachkundige Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte zum Ausdruck. Das Auftreten gesellschaftlicher Ankläger und 
Verteidiger ist nicht schlechthin eine gesellschaftliche Tätigkeit, son­
dern gleichzeitig auch unmittelbare Mitwirkung an der staatlichen 
Leitung, d. h. an der Durchführung eines Strafverfahrens durch 
staatliche Organe. Daraus und aus den besonderen Rechten und 
Pflichten, die gesellschaftliche Ankläger bzw. Verteidiger haben, re­
sultiert die Notwendigkeit einer besonderen Entscheidung über ihre 
Zulassung. Die Mitwirkung von gesellschaftlichen Anklägern bzw. 
Verteidigern am Strafverfahren stellt hohe Anforderungen sowohl 
an den als gesellschaftlichen Ankläger oder Verteidiger mitwirken­
den Bürger als auch an das beauftragende Kollektiv oder gesell­
schaftliche Organ. Bei der Entscheidung über die Zulassung oder 
Ablehnung des gesellschaftlichen Anklägers bzw. Verteidigers, die 
unter Mitwirkung von Schöffen zu treffen ist, ist vor allen Dingen 
zur Gewährleistung einer echten Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte am Strafverfahren zu prüfen, ob
— ein gesellschaftlicher Auftrag eines nach dem Rechtspflegeerlaß 

dazu berechtigten gesellschaftlichen Organs oder Kollektivs für 
einen gesellschaftlichen Ankläger oder einen gesellschaftlichen Ver­
teidiger vorlfegt,

— der Beauftragte von seiner Person her geeignet ist, seine Aufgabe 
als gesellschaftlicher Ankläger oder Verteidiger zu erfüllen.84

Die Anforderungen, die an ein Kollektiv im Sinne des Rechts­
pflegeerlasses gestellt werden können, das die Zulassung eines gesell­
schaftlichen Anklägers oder Verteidigers beantragen kann, dürfen 
nicht überspitzt werden. Jedoch wird ein eben erst gebildetes Kollek­
tiv meist noch nicht die notwendige Autorität und die erforderliche 
Sachkunde besitzen, die die Beauftragung eines gesellschaftlichen 
Anklägers bzw. Verteidigers verlangt. Keinesfalls dürfen aber irgend­
welche formalen Kriterien, z. B. die Dauer des Bestandes des Kollek­
tivs, allein Grund für die Nichtzulassung eines gesellschaftlichen

84. Die StPO der RSFSR und der CSSR enthalten keine Kriterien, an die die Ge­
richte bei der Zulassung der gesellschaftlichen Ankläger und Verteidiger gebun­
den sind. Cisafovä und Ruzicka sind der Meinung, daß dem Gericht für die Zu­
lassung nicht das Recht zusteht zu prüfen, ob die Entsendung eines gesellschaft­
lichen Verteidigers in sachlicher Hinsicht am Platze ist. Ist es dieser Meinung, 
hat es die Möglichkeit, auf diesen Umstand in der Urteilsbegründung einzugehen. 
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